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Mark Bösiger will in Heimberg ein Gemeindeparlament einführen. Patric Spahni

«Ein GGR wäre 
eine Stärkung 
der direkten 
Demokratie»

Ich war selber von 1989 bis 1999
Mitglied dieses Gemeinderats.
Man kann ihm nicht vorwerfen,
dass er seine Geschäfte in einer
Absicht und Überzeugung vorbe-
reitet, dass keine grossen Diskus-
sionen nötig sind. Der Eindruck
mag schon richtig sein – aber was
will man an einer Gemeindever-
sammlung noch gross über ein
Budget oder eine Rechnungsab-
nahme diskutieren?
Und Sie glauben, dass in einem 
Parlament mehr debattiert wür-
de? Fakt ist doch, dass die Frak-
tionen sich von der Verwaltung 
informieren lassen, das Thema 
diskutieren und dann eine Hal-
tung festlegen, von der in der 
Debatte im Plenum in der Regel 
nicht mehr abgewichen wird.
Das ist denkbar. Immerhin wird
in den Fraktionen diskutiert. Und
ich nehme an, dass da doch auch
Ideen und neue Aspekte aufge-
griffen werden, die im Gemeinde-
rat noch nicht aufgetaucht sind.
Das ist die Chance, am Ende bes-
sere Lösungen zu finden.
Müsste nicht vielmehr die Ge-
meindeversammlung gestärkt 
werden, weil mit einem GGR der 
Bürger seine eigene Verantwor-
tung nur noch mehr delegiert, 
als er es heute schon tut?
Das kann man so sehen, aber wie
macht man das? Fakt bleibt, dass
nie mehr als 2, 3 Prozent der
Stimmberechtigten an der Ge-

meindeversammlung teilneh-
men. Das ist definitiv weniger re-
präsentativ als ein GGR, der von
30 bis 40 Prozent der Stimmbe-
rechtigten gewählt wird. Ich bin
überzeugt, dass die Gemeinde-
versammlung für grössere Ge-
meinden mittel- und langfristig
ein Auslaufmodell ist. Und Heim-
berg hätte jetzt die Chance, eine
Vorreiterrolle einzunehmen.
Ein Leserbriefschreiber warf der 
FDP vor, ausgerechnet sie, die 
vor vier Jahren keine Kandidaten 
für den Gemeinderat finden 
konnte, wolle ein Parlament 
einführen, für das sich viel mehr 
Leute zur Verfügung stellen 
müssten.
Wir haben in den Kommissionen
fast gleich viele Leute, die sich en-
gagieren, wie ein Grosser Ge-
meinderat Mitglieder zählen
würde. Es ist einfacher, Kandida-
tinnen und Kandidaten für einen
GGR mit vier ordentlichen Sit-
zungen pro Jahr zu finden, als für
einen Gemeinderat, dessen Mit-
glieder viel stärker eingespannt
sind.
Trotzdem brauchen Sie gut 
doppelt so viele Aktive als 
heute – für Kommissionen 
und Parlament.
Nein, wir sind klar der Meinung,
dass die Kommissionen in ihrer
heutigen Form überholt sind.
Viele haben kaum mehr Kompe-
tenzen, was die Mitglieder frust-

Heimberg tief verwurzelt, eben-
so in den Köpfen der Bürgerin-
nen und Bürger. Mit solchen 
Aussagen setzen Sie den Erfolg 
Ihres eigenen Anliegens aufs 
Spiel.
Die Leute, die sich heute in
den Kommissionen engagieren,
könnten sich in den GGR wählen
lassen. Wenn wir unsere Initiati-
ve einreichen können, gehe ich
davon aus, dass der Gemeinderat
nach einer Grundsatzabstim-
mung eine Spezialkommission
einsetzt. Diese muss Vorschläge
zur Anpassung der Gemeindever-
fassung zuhanden von Gemein-
derat und Gemeindeversamm-
lung ausarbeiten.
Wird am Ende die Frage nach 
den Kosten die alles entschei-
dende? Der Gemeinderat hat die 
Summe von 200 000 Franken pro 
Jahr ins Spiel gebracht, die rasch 
die Runde machte.
Die Zahlen, die der Gemeinderat
zitiert, sind in allen Bereichen
sehr grosszügig aufgerundet. Ich
frage mich, wofür 25 000 Fran-
ken Materialkosten aufgewendet
werden sollen. Die Verwaltung
muss heute schon die Geschäfte
für den Gemeinderat vorberei-
ten, wofür sollen deshalb 30 000
Franken zusätzliche Verwal-
tungskosten neben einem halb-
amtlichen Ratssekretariat nötig
sein?
Mit welcher Summe rechnen 
Sie?
Für uns sind die 80 000 bis
100 000 Franken, wie sie die Ge-
meinde Interlaken nennt, realis-
tisch. Hinzu kommt, dass mit we-
niger Kommissionen auch Geld
gespart werden könnte, sodass
wir am Ende weniger als 4 Pro-
mille des Gemeindebudgets oder
weniger als 100 000 Franken auf-
wenden müssten. Das muss es
uns wert sein.
Drehen wir zum Schluss die 
Ausgangsfrage um: Wer will 
überhaupt einen GGR in Heim-
berg? Jene, die es nicht geschafft 
haben, sich bei den Wahlen 
genug Gehör zu verschaffen?
Ja, die gibt es. Die Initiative wur-
de aber vor den Wahlen lanciert.
Doch alles in allem ist die Bevöl-
kerung in einem GGR definitiv
besser vertreten und politisch
breiter abgestützt als in einem
Gemeinderat und bei einer Ge-
meindeversammlung. Hinzu
kommt, dass sich mit einem GGR
mehr Leute ein Bild von der poli-
tischen Gesamtsituation der Ge-
meinde machen wollen und kön-
nen. Das wäre dann definitiv eine
Stärkung der direkten Demo-
kratie. Interview: Marco Zysset

Die Unterschriftensammlung für 
die GGR-Initiative läuft harziger 
als erhofft, der Gemeinderat 
mag sich derzeit nicht einmal 
zum Thema äussern. Warum 
will Heimberg keinen Grossen 
Gemeinderat (GGR)?
Mark Bösiger: Ob Heimberg das
will, wissen wir erst, wenn wir die
Unterschriften beisammen und
über die Vorlage abgestimmt ha-
ben. Die Gemeinde funktioniert
im Grossen und Ganzen gut. Aber
es gibt immer Verbesserungspo-
tenzial. Nur weil es gut läuft, soll-
te man nicht träge werden. Ein
grosser Teil der Bürger weiss gar
nicht, was die Einführung eines
GGR bedeuten würde, und kennt
die Hintergründe unserer Initia-
tive noch nicht.
Was würde ein GGR für Heim-
berg denn bedeuten?
Das Parlamentssystem ist für
eine Gemeinde von der Grösse
Heimbergs besser als das System
mit der Gemeindeversamm-
lung . . .
Warum?
An der Gemeindeversammlung
in Heimberg entscheiden gut
2 Prozent, in Einzelfällen weni-
ger als 1 Prozent der Stimmbe-
rechtigten über die Geschicke der
Gemeinde. Es ist für Interessen-
gruppen sehr einfach, Bürger zu
mobilisieren und so Entscheide
zu ihren Gunsten zu kippen, die
faktisch nicht dem Willen der
Mehrheit der Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger entsprechen.
Das haben wir alles schon mehr-
mals erlebt. Eine repräsentative
Demokratie mit einem Grossen
Gemeinderat wäre für uns wir-
kungsvoller als eine Gemeinde-
versammlung.
Dafür nehmen Sie den Verlust 
des urdemkoratischsten aller 
Mitsprache- und Entscheid-
instrumente in Kauf.
Mit der Einführung eines Ge-
meindeparlaments wird die
Urnenabstimmung nicht abge-
schafft. An der Urne äussern im-
merhin zwischen 30 und 40 Pro-
zent der Stimmberechtigten
ihren Willen. Änderungen der
Gemeindeverfassung müssten
beispielsweise zwingend an die
Urne und könnten nicht wie heu-
te von ein paar wenigen Dutzend
Personen getroffen werden.
Wenn bei der konkreten Aus-
arbeitung des Ratsreglements
dem Gemeindeparlament die
richtigen Kompetenzen zuge-
standen werden, wird die direkte
Demokratie gar noch ausgebaut.
Es gibt aber Studien, die bele-
gen, dass Versammlungen wie 
etwa die Landsgemeinden im 
Kanton Glarus von vielen 
Stimmberechtigten zur Mei-
nungsbildung genutzt werden. 
Mit der Abschaffung der Ge-
meindeversammlung nehmen 
Sie den Bürgerinnen und 
Bürgern diese Möglichkeit.
Ich habe den Artikel im Bund mit
Interesse gelesen und kenne den
Kanton Glarus persönlich gut.
Der Bericht war in der Tat beein-
druckend. Aber die Ausgangslage
ist ganz anders als bei uns. In Gla-
rus lebt ein grosser Teil der Bevöl-
kerung seit Generationen dort. In
Heimberg ist offensichtlich nur
noch ein ganz kleiner Teil der Be-
völkerung willens, sich aktiv ein-
zubringen. In den letzten Jahren
haben in Heimberg kaum mehr
echte Diskussionen stattge-
funden an der Gemeindever-
sammlung.
Liegt das an der Bevölkerung – 
oder kritisieren Sie mit dieser 
Aussage einen Gemeinderat, der 
die Diskussion gar nicht sucht?

HEIMBERG Noch bis Ende 
Monat hat die FDP Zeit, ge-
nügend Unterschriften zu 
sammeln für ihre Gemeinde-
initiative zur Einführung eines 
Gemeindeparlaments. Mit-
initiant und Ex-Gemeinderat 
Mark Bösiger (65) ist über-
zeugt, dass die Zeit für diesen 
Schritt reif ist.

Anstelle des Interviews
mit Mark Bösiger, Ex-
Gemeinderat und Mit-

initiant der Idee, in Heimberg 
einen GGR einzuführen, war ein 
Streitgespräch zwischen ihm 
und Gemeindepräsident Niklaus 
Röthlisberger oder einem ande-
ren Gemeinderatsmitglied vor-
gesehen gewesen. Röthlisberger 
und mehrere seiner Kollegen 
hatten sich im letzten Herbst – 
im Vorfeld der Gemeindewahlen 
– dahingehend geäussert, das 
einstige Töpferdorf brauche kein 
Gemeindeparlament – und so-
wieso wäre ein solches zu teuer.

Die Einladung zum Streitge
spräch hat der Gemeindepräsi
dent indes nach Rücksprache 
mit dem Rat ausgeschlagen. Das 
Gremium werde sich erst wieder 
äussern, wenn die Gemeindeini-
tiative eingereicht sei.

Mit diesem Votum liefert Heim
bergs Gemeinderat selber einen 
triftigen Grund, die Initiative für 
die Bildung eines Gemeindepar-

laments aktiv zu unterstützen 
und einen Beitrag dazu zu leis-
ten, dass die Diskussion über das 
Thema in einer breiten Öffent-
lichkeit geführt werden kann. Es 
darf nicht sein, dass ein Thema 
nicht auf die politische Traktan-
denliste kommt, bloss weil es 
dem Gemeinderat nicht passt.

Der Gemeindepräsident und 
seine Mitnichtstreiter machen 
es sich zu einfach, wenn sie eine 
Kostenschätzung in den Raum 
stellen, von der selbst der Autor 
sagt, sie sei grosszügig berech-
net, sich aber der Diskussion zur 
konkreten Situation in der Ge-
meinde verweigern. Wenn eine 
Initiative der einzige Weg ist, 
den Gemeinderat dazu zu brin-
gen, sich mit den Folgen einer 
Einführung eines Grossen Ge-
meinderats vertieft auseinan-
derzusetzen, ist es schon fast 
eine Bürgerpflicht, seine Signa-
tur auf einen Unterschriftenbo-
gen zu setzen. Andernfalls wird 
es für lange Zeit keine Möglich-
keit geben, darüber zu debattie-

ren, ob in Heimberg im Parla-
ment debattiert wird oder an der 
Gemeindeversammlung.

Zumal die Argumente der Be
fürworter durchaus stimmig er
scheinen. Wenn 2 bis 3 Prozent 
der Stimmbürger über die Ge-
schicke eines Dorfes bestimmen, 
ist das in der Tat nur bedingt de-
mokratisch. Minimale Efforts 
von einzelnen Gruppen reichen 
dazu, einen Entscheid zugunsten 
ihrer eigenen Interessen anstatt 
jener der Allgemeinheit zu kip-
pen. Wer in den letzten Jahren 
gesehen hat, wofür die Gemein-
de Heimberg wie viel Geld aus-
gegeben hat, und wer in Betracht 
zieht, wo künftig noch wie viel 
ausgegeben werden soll, der 
stellt sich zu Recht die Frage, 
warum ein minimaler Bruchteil 
des jährlichen Budgets zu viel 
Geld sein soll, damit die Mit-
sprachemöglichkeiten des Vol-
kes gestärkt werden.

m.zysset@bom.ch
Twitter: @_Zysset

Wer das Thema 
diskutieren 
will, muss
unterschreiben

Kommentar

Marco Zysset 
Redaktor

«Ein grosser Teil 
der Bürger weiss 
gar nicht, was die 
Einführung eines 
GGR bedeuten 
würde und kennt 
die Hintergründe 
unserer Initiative 
noch nicht.»

Mark Bösiger

«Die Verwaltung 
muss heute schon 
die Geschäfte für 
den Gemeinderat 
vorbereiten. Wofür 
sollen deshalb 
30 000 Franken 
zusätzliche 
Verwaltungskosten 
neben einem 
halbamtlichen 
Ratssekretariat 
nötig sein?»

Mark Bösiger

riert. Was früher die Sozialkom-
mission machte, ist heute weit-
gehend an die Profis der Kesb
ausgelagert. Vieles, was die
Schulkommission früher ent-
scheiden konnte, ist heute in der
Kompetenz der Schulleitung.
Einzig die Baukommission hat
noch ein paar wenige Entscheid-
kompetenzen, die aber durch das
Baureglement und übergeordne-
tes Recht stark eingeschränkt

sind. Meistens haben Kommis-
sionen nur noch ein Antragsrecht
an den Gemeinderat, der dann
richtigerweise so entscheidet,
wie er es für korrekt hält. Wenn
wir das System neu organisieren,
braucht es unserer Meinung nach
fast keine ständigen Kommissio-
nen mehr.
Kommissionen sind im Wesen 
und Wirken der Gemeinde 

In den letzten 
Jahren haben in 
Heimberg kaum 
mehr echte Diskus-
sionen stattgefun-
den an der Gemein-
deversammlung.

Mark Bösiger


